
Bekanntmachung der Gemeinde Herscheid 
 

I. 
 

8. Satzung vom 17. November 2025 zur Änderung der 
Hauptsatzung der Gemeinde Herscheid vom 06. Oktober 1999 

 
Aufgrund des § 7 Abs. 3 in Verbindung mit § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666/SGV. 
NRW. 2023), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 10. Juli 2025 (GV. NRW. S. 618) hat der Rat der Gemeinde 
Herscheid am 10. November 2025 die folgende Änderung der Hauptsatzung der Gemeinde Herscheid 
beschlossen: 
 

§ 1 
 

1. In § 7 Abs. 1 Buchstabe h) wird das Wort „Wahlprüfungsausschuss“ durch das Wort „Feuerwehr- und 
Katastrophenschutzausschuss“ und die Zahl „3“ durch die Zahl „7“ersetzt. 

 
 
2. Nach § 7 Abs. 1 Buchstabe i) wird folgender Buchstabe j) eingefügt: 
 
 „j) Wahlprüfungsausschuss  5 Mitglieder“ 
 
 
3. In § 7 Abs. 3 wird der bisherige Buchstabe g) zum Buchstaben h). 
 
 
4. § 7 Abs. 3 Buchstabe g) wird neu eingefügt: 
 
 „g) Feuerwehr- und Katastrophenschutzausschuss 
 

Dem Ausschuss obliegt die Entscheidung in Angelegenheiten des Feuer- und Katastrophenschutzes, der 
Bedarfsplanung von Feuerwehrgerätehäusern und baulichen Einrichtungen sowie für Kraftfahrzeuge und 
Technische Ausrüstung des Brand- und Katastrophenschutzes und Maßnahmen zur Verbesserung der 
Löschwasserversorgung. Er berät über die Gebührensatzung für die Freiwillige Feuerwehr und die 
Bedarfsplanung für den Brandschutz. 
Der Feuerwehr- und Katastrophenschutzausschuss entscheidet über Auftragsvergaben soweit der Betrag 
von 20.000,00 € überschritten wird.“  

 
§ 2 

 
In § 8 Abs. 4 wird die Aufzählung nach dem Wort „Sozialausschuss“ durch das Wort „Feuerwehr- und 
Katastrophenschutzausschuss“ ergänzt. 
 
 

§ 3 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 
 

II. 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 
 oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Herscheid, 17.11.2025 
 
Der Bürgermeister 
S c h m a l e n b a c h  


